(Stand: 12.12.2018)
Vereinbarung
uber die Forderung von Kindern in Kindertagesstatten
im Landkreis Wolfenbuttel

Der Landkreis Wolfenbuttel
- nachstehend Landkreis genannt -
und die
XXXXXXXXXX

- hachstehend Gemeinde genannt -

treffen auf der Grundlage des 8§ 13 AG KJHG folgende Vereinbarung:

§ 1 Aufgabenwahrnehmung

(1) Die Gemeinde nimmt flr den ortlichen Bereich der Gemeinde die Aufgabe der Férderung von
Kindern in Tageseinrichtungen nach dem SGB VIII und den einschlagigen landesrechtlichen
Vorschriften wahr.

(2) Fur die Gemeinde kann die Samtgemeinde diese Aufgabe wahrnehmen. Das Einvernehmen
des Landkreises gemal § 72-Abs—1-Satz3- NGO 98 NKomVG gilt als erteilt. Sofern in den fol-
genden Regelungen die Gemeinde genannt ist, tritt an deren Stelle die Samtgemeinde.

(3) Die Gemeinde kann sich der im Niedersachsischen Gesetz uiber die kommunale Zusam-
menarbeit vorgesehenen Organisationsformen bedienen. Die Anzeige- und Genehmigungser-
fordernisse nach dem NKomZG bleiben unberihrt.

(4) Eine weitergehende Aufgabenibertragung ist nur im Einvernehmen mit dem Landkreis zu-
lassig.

§ 2 Planung

(1) Der voraussichtliche Bedarf an Platzen in Kindertageseinrichtungen im Landkreis wird durch
Planung ermittelt. Hierbei wirken der Landkreis und die Gemeinde vertrauensvoll zusammen.
Samtgemeinden, die nicht fiir ihre Mitgliedsgemeinden die Aufgabe der Forderung von Kindern
in Tageseinrichtungen wahrnehmen, kénnen von diesen beauftragt werden, ihre Mitgliedsge-
meinden gegeniuber dem Landkreis zu vertreten. Die Gesamtverantwortung des Landkreises als



Trager der offentlichen Jugendhilfe bleibt unberthrt.

(2) Die Samtgemeinden und Gemeinden planen unter Berticksichtigung der ortlichen Gegeben-
heiten das Angebot an Platzen in Kindertageseinrichtungen so, dass der Landkreis den Rechts-
anspruch auf einen Platz in einer Kindertageseinrichtung moéglichst ortsnah erfiillen kann. Die
Planung dient den Gemeinden als Rahmen fir das konkret vorzuhaltende Angebot an Platzen in
Kindertageseinrichtungen.

8§ 3 Beratung

(1) Der Landkreis nimmt ergdnzend zu den Angeboten der Trager von Kindertageseinrichtungen
Fachberatung wahr.

(2) Erganzend zu den Angeboten der Gemeinden informiert der Landkreis Uber das Platzange-
bot und die padagogische Konzeption der Einrichtungen im Landkreis. Die Gemeinden wirken
darauf hin, dass die Trager der Kindertageseinrichtungen in ihrem Gebiet dem Landkreis hierfr
die erforderlichen Daten Gbermitteln.

8 4 Gebuhrenerstattung

Der Landkreis ist zustandig fir die Ubernahme von Kostenbeitragen nach § 90 SGB VIII. Bei
einer Staffelung der Kostenbeitrage ist fir eine Ubernahme grundsatzlich die unterste Stufe
mafigeblich.

8 5 Ausgleichszahlungen

(1) Innerhalb des Landkreises Wolfenbuttel erstattet die Gemeinde, in der ein Kind seinen
Wohnsitz hat, der Gemeinde, in der sich die von dem Kind besuchte Kindertagesstatte befindet,
die empfohlenen Pauschalbetrage entsprechend der jeweils aktuellen Gemeinsamen Empfeh-
lung der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbande und der Arbeitsgemeinschaft

der Jugendamter der Lander Niedersachsen und Bremen. im-Meonat-padschalje-taglicherBe-

Ein Anspruch auf Erstattung besteht nur, wenn die Wohnortgemeinde der Aufnahme des Kindes
zustimmt. Das Wunsch- und Wahlrecht nach § 5 SGB VIl ist zu beachten. Die geplante Auf-
nahme von Kindern ist der jeweiligen Wohnortgemeinde mit der Bitte um Zustimmung méglichst
zwei Monate vorher anzuzeigen.

Die Gemeinden kdnnen untereinander einvernehmlich abweichende Regelungen treffen.



(2) Die Gemeinden wirken unter Vermittlung des Landkreises darauf hin, mit den an den Land-
kreis angrenzenden Kindergartentagesstattentragern einvernehmliche Regelungen fir die Auf-
nahme gemeindefremder Kinder zu finden.

Fung—bedan& Der Landkrels mformlert dle Gemelnden uber Anderungen der Gemelnsamen Emp-
fehlung der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbande und der Arbeitsgemein-
schaft der Jugendamter der Lander Niedersachsen unverziglich.

8§ 6 Kindeswohlgefahrdung und persdnliche Eignung

(1) Der Landkreis schliel3t mit den Tragern der Kindertagesstatten eine gesonderte Vereinba-
rung uber die Wahrnehmung des Schutzauftrages bei Kindeswohlgefahrdung nach § 8a SGB
VIl ab.

(2) Der Landkreis schliefl3t mit den Tragern der Kindertagesstatten eine gesonderte Vereinba-
rung uber die Sicherstellung der personlichen Eignung der Beschéftigten nach § 72a SGB VIlI
ab.

8 7 Personalkostenzuschuss

(1) Der Landkreis erstattet den Gemeinden Personalkosten in Héhe von 45 58 % des Betrages,
den das Land nach 8§ 16, 16a und 16b des Gesetzes lUber Tageseinrichtungen fur Kinder in
Verbindung mit § 3 Abs. 1-4, 6 und 7 der Verordnung Uber Mindestanforderungen an besondere
Tageseinrichtungen fur Kinder sowie tber die Durchfiihrung der Finanzhilfe gewahrt.

(2) Nach Erhalt des Bescheides tber den Finanzhilfebetrag des Landes legt die Gemeinde die-
sen unverzuglich dem Landkreis zur Endabrechnung vor.

(3) Bis zur Endabrechnung erfolgen jeweils zum 15. eines Monats Abschlagszahlungen durch
den Landkrels in Hohe von 1/12 des i im Vorjahr gezahlten Personalkostenzuschusses —langs—

(4) Der in Abs. 1 festgelegte Fordersatz wird vom Landkreis ohne Beriicksichtigung der Dynami-
sierung der Finanzhilfe beziglich der Jahreswochenstundenpauschale und des Finanzhilfesat-
zes des Landes vom Kindergartenjahr 2018/2019 an bis zum Kindergartenjahr 2021/2022 ge-
leistet.

(5) Wird die Kompensierung des Wegfalls der Elternbeitradge durch die in 8 21 KiTaG geregelte
Beitragsfreiheit nicht durch landesrechtliche Vorschriften erreicht, kdnnen die Verhandlungen
erneut aufgenommen werden. In diesem Fall erfolgt eine gemeinsame Revision der Parteien
nach Ablauf des Jahres 2019. Die Revision wird auf Bitte der Gemeinde durch den Landkreis
eingeleitet.



8 8 Investitionskostenzuschuss

(1) Der Landkreis gewahrt fur die Schaffung von erforderlichen Kindertagesstattenplatzen einen
Zuschuss in Hohe von 40 % der notwendigen Investitionskosten, hochstens 3.4.000,- € pro
Platz. Zu den Investitionskosten gehdren auch der Erwerb von Bestandsimmobilien, die vorher
nicht als Kindertagesstéatten genutzt wurden, sowie deren Umbau und Sanierung, nicht jedoch
die Kosten fur Baugrundstiicke und deren ErschlieRung. Zu den zuschussfahigen Investitions-
kosten gehdren nicht diejenigen Kosten, die durch Zuschiisse Dritter aus offentlichen Kassen
gedeckt sind.

(2) Soweit fur die Schaffung von erforderlichen Kindertagesstattenplatzen Gebaude gemietet
werden, gewahrt der Landkreis an Stelle des Zuschusses nach Absatz 1 einen Mietzuschuss in
Hohe von 1206,—€ 160,00 € jahrlich pro Platz. Der Mietzuschuss darf die tatsdchlichen Mietkos-
ten nicht Ubersteigen.

(3) Kindertagesstattenplatze sind erforderlich, wenn sie in der Planung nach § 2 als zusatzliche
Platze vorgesehen sind oder vom Landkreis als solche aufgrund unerwarteter Entwicklungen im
Einzelfall anerkannt werden. Erforderliche Kindertagesstattenplatze kénnen auch durch die Um-
wandlung nicht mehr erforderlicher Platze einer anderen Kategorie geschaffen werden.

(4) Die Schaffung eines Ersatzes fur bereits bestehende Kindertagesstattenplatze in anderen
bzw. neuen Gebauden wird nach Absatz 1 ebenfalls geférdert, soweit der Erhalt der bestehen-
den Platze nicht wirtschaftlich ist und die Malinahme von der Jugendhilfeplanung beflirwortet
wird.

§ 9 Ubergangsregelung




(1) Fur die Zeit vom 01.01.2018 bis 31.07.2018 erfolgt die Endabrechnung des Personalkosten-
zuschusses auf Grundlage des Finanzhilfebescheides 2017/2018 mit einer Bezuschussung von
80 % entsprechend des Kreistagsbeschlusses vom 15.01.2018.

(2) Fur die Zeit vom 01.08.2018 bis zum 31.12.2018 erfolgt die Endabrechnung nach Vorlage
des Finanzhilfebescheides 2018/2019 des Landes mit einer Bezuschussung von 58 %.

(3) Die monatlichen Abschlagszahlungen fur 2019 werden unter Bertcksichtigung der ab August
2018 festgelegten Abschlagszahlungen auf die Finanzhilfe des Landes unter Zugrundelegung
des Personalkostenzuschusses in Hohe von 58 % ermittelt und jeweils zum 15. gezahlt.

8 10 Schlussbestimmungen

(1) Diese Vereinbarung tritt mit-Airkung-vem 04012009 rickwirkend zum 01.08.2018 in Kraft.
Sie kann jeweils zum Ende eines Kalenderjahres mit einer Frist von 6 Monaten gekiindigt wer-
den. Die Kiindigung bedarf der Schriftform.

(2) Eine Kindigung lediglich zum Zwecke der Rickubertragung der Aufgabe nach § 1 auf den
Landkreis ist nur zuldssig, wenn die Parteien zuvor erfolglos Uber eine Fortsetzung der Verein-
barung verhandelt haben.

(3) Andern sich die landesrechtlichen Vorschriften tiber die Finanzierung von Kindertagesstatten
wesentlich, so verpflichten sich die Parteien zur Aufnahme von Verhandlungen. Kommt eine
Vereinbarung dariiber nicht zustande, so kann diese Vereinbarung mit einer Frist von 3 Monaten
auch zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Anderung gekiindigt werden.

(4) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so bleibt
die Wirksamkeit der Vereinbarung im Ubrigen unberiihrt. Fiir diesen Fall verpflichten sich die
Parteien, die unwirksame Bestimmung durch eine andere zu ersetzen, die dem Zweck der un-
wirksamen Bestimmung mdglichst entspricht.

(5) Anderungen und Erganzungen dieses Vertrages bediirfen der Schriftform.

Wolfenbittel, den Wolfenbittel, den

Landkreis Wolfenbittel Gemeinde
DPerlLandrat Die Landratin

Christiana Steinbriigge



	(Stand: 12.12.2018)
	Vereinbarung
	über die Förderung von Kindern in Kindertagesstätten
	im Landkreis Wolfenbüttel

